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8 der Regel unmöglich; desgleichen geben auch die nächſten aus den 
Inhalt. erſten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts herrührenden Faſſionen 
5 5 N f 8 hierüber gemeiniglich keinen genügenden Aufſchluß. Denn, wenngleich 
Zum Verfahren in Sa chen der vermögens rechtlichen Auseinander⸗ in denſelben die Einnahmen des Lehrer ſpecificirt angegeben erſcheinen, 
fepungen zwiſchen Kirche und Schule. Von Car! Freiherrn v. Jacobi : ; 
„Ekbolm. (Fortsetzung) ſo ſind dieſelben doch nicht nach den Titeln der von dem Lehrer 
il a 118 dafür zu verrichtenden Gegenleiſtungen geordnet, ſondern lediglich 
ene ee e 8 7 5 ur Publication für das Landesgesetz nach ber Einnahmsquelle. Gemeiniglich erſcheinen aufgeführt: Schul⸗ 
Zur eee en. : geld, Ertrag der Grundſtücke, ſonſtige Zuflüſſe an Geld und Natu- 
Die in einem Jagdpachtvertrage mit der Gemeinde vereinbarte Beſtimmung, daß ralien, von der Obrigkeit (der Gutsherrſchaft), von der Gemeinde, 
ein durch eine beſtimmte Wildgattung (Kaninchen) verurſachter Wildſchaden von der Kirche, Intereſſen von Stiftungscapitalien u. ſ. w. Es iſt 
nicht zu vergüſen komme, kann den Wildſchadenserſatzanſprüchen der ber klar, daß aus dieſen Aufzeichnungen der Rechtstitel des Bezuges nicht 
ſchädigten Grundbeſizer nicht präjubiciven. entnommen werden kann. Zwar hätte nach den beſtandenen Vor⸗ 
Verordnung. ſchriften bei jedem Bezuge in der Faſſion angegeben werden ſollen, 
n weßhalb derſelbe dem Lehrer gebühre, und welche Gegenleiſtung dieſer 
1 dafür zu verrichten habe, allein dieſe Vorſchrift wurde leider nie 
— — beachtet. Die Berfaffer jener Faſſionen haben wohl kaum geahnt, 
5 x b welche Schwierigkeiten ſie durch dieſe Nachläſſigkeit den Schulbehörden 
Zum Verfahren in Sachen der vermögensrechtlichen von heute bereiteten. Es war dies auch wohl kaum zu ahnen. Damals 


5 N 27 war der Schulmann zugleich ein Mann der Kirche; was er an Ein- 
Auseinanderſetzungen zwiſchen Kirche und Schule. nahmen bezog, bezog er in beiden Eigenſchaften; es ſchien genug, zu 
Von Carl Freiherrn v. Jacobi d'Ekholm. 


conſtatiren, wieviel er bezog; aus welchem Rechtstitel er jeden ein⸗ 
zelnen Bezug genoß, ob er ihn als Lehrer oder als Diener der Kirche 
bezog, dies fo genau zu unterſuchen, ſchien nicht nöthig — denn 
t a 5 5 
1 wer hätte damals daran gedacht, daß eine Trennung der beiden 
Was nun die Judicatur in derlei Fällen ſelbſt anbelangt, ſo Functionen ſtattfinden, daß die Schule ſich von der Kirche losſagen 
gehören dieſe letzteren gewiß zu den ſchwierigſten, die in der admini⸗ und daß dann auch eine Sichtung der Bezüge der Lehrer nothwendig 


ſtrativ⸗judiciellen Thätigkeit überhaupt vorkommen. | werden könnte! So weit warfen die Ereigniſſe der letzten Jahrzehnte 
Dieſe Schwierigkeit reſultirt zum Theile aus dem Mangel ihre Schatten nicht voraus. 
proceſſualiſcher Formen, zum großen Theile aber aus der mangelhaften Die ſpäteren Faſſionen — etwa ſeit den Vierzigerjahren — 


Beſchaffenheit des bei ſolchen Streitigkeiten überhaupt verfügbaren | find ihrer Faſſung nach eher geeignet, über die erwähnte Streitfrage 
Beweismateriales. Dasſelbe beſchränkt ſich faſt durchgehends auf Ur⸗ Aufſchluß zu geben. In dieſen Faſſionen find die Einkünfte des 
kunden: die Stamm- und andere Faſſionen, Stiftungsdocumente, Ver⸗ Lehrers gemeiniglich nach ſeinen Functionen geſchieden: es werden 
pflichtungsurkunden, die Grundentlaſtungsacten, kirchenämtliche Auf⸗ aufgeführt: Einkünfte des Schuldienſtes, Einkünfte des Meßner⸗ und 
zeichnungen und dgl. In den meiſten Fällen ſtehen der entſcheidenden des Organiſtendienſtes. Deſſenungeachtet aber find Fälle denkbar, in 
Behörde nur die Faſſionen und die Grundentlaſtungsacten zu Gebote. | denen es nicht räthlich erſcheint, dieſen Faſſionen ſofort unbedingt 

Im Allgemeinen iſt nun wohl als Norm feſtzuhalten, daß die Glauben beizumeffen und lediglich auf Grund ihrer Angaben zu ent- 
in den Faſſionen über das Lehrereinkommen enthaltenen Daten, ſo⸗ ſcheiden. Denn abgeſehen davon, daß viele dieſer Faſſionen nicht be⸗ 
ferne dieſe Faſſionen alle äußeren Zeichen der Legalität an ſich tragen, hördlich adjuſtirt find, in welchem Falle ihnen dann ein weſent⸗ 
inſolange für wahr gehalten werden müffen, als nicht das Gegentheil liches Moment ihrer urkundlichen Beweiskraft abgeht; ſo kann hie 
erwieſen wurde. Allein es gibt deſſen ungeachtet ſehr viele Fälle, wo eine und da ſelbſt bei einer mit allen äußeren Zeichen der Legalität ver⸗ 
Entſcheidung auf Grund ſolcher Faſſionen nicht wird gefällt werden ſehenen Faſſion bei kritiſcher Durchſicht der einzelnen Aufzeichnungen 
können. Zunächſt nämlich ſind nicht in allen Faſſionen jene Daten die innere Glaubwürdigkeit derſelben zweifelhaft erſcheinen, da es 
zu finden, welche der Entſcheidung zu Grunde gelegt werden müſſen. vorkömmt, daß unter die eine oder andere der erwähnten Rubriken 
Die Frage, um deren Klarſtellung es ſich nämlich handelt, iſt einfach Koſten ſubſumirt ſind, welche abſolut ihre Stelle daſelbſt nicht 
die, ob die den Gegenſtand des Rechtsſtreites bildenden Bezüge oder finden. 


Leiſtungen ehedem zu dem Schulein kommen des Lehrers gehörten, In ſolchen Fällen bleibt ſodann der Behörde wohl nichts anderes 
oder ob dieſelben eine Entlohnung für ſeine kirchlichen Functionen übrig, als irgend welche andere Acten oder Urkunden zu requiriren, 
bildeten. die etwa als Beweismateriale dienen und im ſpeciellen Falle einen 


Die Beantwortung dieſer Frage aus der Stammfaſſion iſt in Aufſchluß über die fraglichen Verhältniſſe gewähren könnten. Dies 


find z. B. bei abgelöſten Giebigkeiten die Grundentlaſtungs-Acten, 
bei Leiſtungen der Gemeindemitglieder etwa die unterthänigen Gaben⸗ 
bücheln und die Urbarien, bei Zuwendungen Seitens der Gutsherr. 
ſchaften die Rechnungen der herrſchaftlichen Rentämter u. ſ. w. Durch 
die Heranziehung dieſes und ähnlichen Materiales wird ſodann wohl 
in den meiſten Fällen ein Beweis hergeſtellt, beziehungsweiſe der 
vorhandene halbe Beweis vervollſtändiget werden können. Natürlich 
wird in allen Fällen, wo eine derartige Leiſtung auf Grund eines 
ſpeciellen Titels in Anſpruch genommen wird, dieſer fpectelle Titel 
nachzuweiſen, und werden die hierüber vorhandenen Documente und 
etwaigen ſonſtigen Beweismittel beizubringen ſein. 

Wie bereits erwähnt, bewegt ſich bei dieſen adminiſtrativen 
Proceſſen das Beweisverfahren in der Regel lediglich im Rahmen 
des Urkundenbeweiſes, andere Beweisformen kommen höchſt ſelten vor; 
der Beweis durch Eid natürlich gar nicht, — eine Art Zeugenbeweis 
in einzelnen Fällen. 

Eine Ausſage des Schullehrers ſelbſt über den Titel eines Be— 
zuges wäre natürlich in den meiſten Fällen bedenklich, weil, wenn 
die ſtrittige Leiſtung zu dem Schuleinkommen gehörte, dieſelbe le— 
diglich in die Bezirksſchulcaſſe fließt, ohne daß der dem Lehrer aus 
dieſer zu bezahlende Gehalt dadurch vermehrt würde, falls die 
Leiſtung nicht etwa gar in dieſem Falle als aufgehoben zu betrachten 
wäre, — während der fragliche Bezug, wenn er als nicht zum Schul⸗ 
einkommen gehörend erkannt wird, dem Lehrer in den Gehalt nicht 
eingerechnet werden darf, und derſelbe ihn daher, ſoferne er ein Ent⸗ 
gelt für eine erlaubte Nebenfunction bildet, nebſt ſeinem Gehalte 
weiter beziehen kann Dagegen wäre z. B., wenn es ſich darum 
handelte, zu conſtatiren, ob eine von den Gemeindegliedern an den 
Lehrer entrichtete Abgabe dem Lehrer als ſolchem oder mit Rückſicht 
auf ſeine Function als Meßner, Organiſt u. ſ. w. zugedacht war, bei 
dem etwaigen Abgange irgend eines anderen Beweismittels nichts da⸗ 
gegen einzuwenden, wenn die älteſten Gemeindeangehörigen darüber 
gefragt würden, in welcher Jutention ſie die fragliche Abgabe bisher 
geleiſtet. 


Wir wollen an dieſer Stelle noch einiger Argumente erwähnen, 
welche häufig von der einen oder anderen Seite in's Feld geführt 
werden, die aber von vornherein als nicht ſtichhältig erſcheinen müſſen. 
Auf Seite der Kirche glaubt man in Fällen, wo poſitive Beweiſe 
gar nicht beigebracht werden können, häufig genug gethan zu haben, 
wenn man behauptet, daß die kirchlicherſeits reclamirte Leiſtung eine 
Entlohnung für kirchliche Functionen bildete. Mit dieſer Behauptung 
glaubt man ſich insbeſondere in jenen Fällen begnügen zu können, 
wo dieſelbe durch die Nomenclatur der betreffenden Leiſtung unter⸗ 
ſtützt wird, wie dies z. B. bei Abgaben der Fall ft, die unter dem 
Namen eines Zehents gegeben wurden, oder wo in der That kein 
Zweifel darüber aufkommen kann, daß die fragliche Leiſtung urſprüng⸗ 
lich eine Entlohnung für gewiſſe kirchliche, beziebungsweiſe mit reli— 
giöſen Uebungen und Gepflogenheiten zuſammenhängende Functionen 
bildete, welche der Schullehrer ehedem verſah, z. B. bei Abgaben 
wie Wettergarben, Colleda, Neujahrsgroſchen und dergl. In den Fällen 
der erſten Art iſt es klar, daß mit der erwähnten Behauptung noch 
gar nichts erwieſen iſt; denn um bei dem gewählten Beiſpiele zu 
bleiben, jo muß ja nicht jede Abgabe bloß deßhalb, weil fie die Be— 
zeichnung Zehent führte, auch kirchlichen Urſprunges, etwa von dem 
Pfarrer dem Schullehrerfür den Organiſten- oder einen anderen kirch— 
lichen Dienſt abgetreten fein. Es müßte daher, wenn eine ſolche Ab- 
gade Seitens der Kirche reclamirt werden will, in jedem ſpeciellen 
Falle erſt der Beweis erbracht werden, daß dieſe Abgabe wirklich 
kirchlicher Natur iſt, daß fie dem Schullehrer für kirchliche Dienft- 
leiſtungen entrichtet wurde. Ebenſo iſt in den Fällen der zweiten Art 
durch den bloßen Hinweis auf die urſprüngliche kirchliche oder halb— 
kirchliche Natur der Leiſtung noch kein Beweis hergeſtellt, welcher für 
die Zuweiſung dieſer Leiſtung an die Kirche ſprechen würde. Denn 
bei den meiſten dieſer Abgaben wurde in ſpäterer Zeit der urſprüng⸗ 
liche Titel des Bezuges geändert; — der Name blieb, aber er wurde 
für die rechtliche Natur des Bezuges bedeutungslos; wir werden dies 
weiter unten ausführlicher beſprechen. 

Auch auf Seite der Schule wird hie und da ein Argument 
angeführt, welchem unferer Anſicht nach keine Beweiskraft zugeſprochen 
werden kann. Dies ſcheint uns z. B. der Fall zu ſein, wenn die 
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Renten einer Grundentlaſtungs-Obligation lediglich deßhalb für die 
Schule in Anſpruch genommen, beziehungsweiſe feſtgehalten werden 
wollen, weil die fragliche Obligation auf den Namen der Schule 
vinculirt ſei und die Schule ſich daher im Beſitze befinde. Wir 
halten dafür, daß dies lediglich ein Trugſchluß ſei; der Fehler liegt 
hiebei darin, daß zwei Begriffe als gleichbedeutend angenommen 
werden, welche keineswegs gleichbedeutend find: die Schule von 
vordem und die Schule von heute. Was bedeutet der Begriff der 
Schule im Sinne der damaligen Zeit, alſo unter der Wirkſamkeit 
der politiſchen Schulverfaſſung? Es iſt vor Allem klar, daß, inſoweit 
es ſich um die vermögensrechtliche Seite diefes Begriffes handelt — 
und nur von dieſer ſprechen wir hier —, dieſer Begriff lediglich 
eine Fiction, eine juriſtiſche Conſtruction iſt, denn die Bezüge, rück— 
ſichtlich deren die Schule als bezugsberechtigte Perſon genannt wurde, 
wurden ja in der That nur von dem Schullehrer genoſſen; wenn 
alſo eine derartige Obligation auf den Namen der Schule vincu— 
lirt wurde, ſo wurde lediglich die Sache an Stelle der Perſon ge— 
ſetzt. Warum dies geſchah, iſt leicht erklärlich: es ſollte damit ge— 
wiſſermaßen angedeutet werden, daß nicht in der Perſon des Lehrers 
etwa das Moment der Bezugsberechtigung liege, ſondern daß die 
Verpflichtung zur Beitragsleiſtung, aus welcher die Obligation ent⸗ 
ſtanden, lediglich auf dem Titel eines öffentlichen Intereſſes baſire, 
daß das Bezugsrecht lediglich dieſem öffentlichen Jutereſſe ſelbſt, 
welches in dem Inſtitute der Schule gewiſſermaßen verkörpert er⸗ 
ſchien, gebühre; deßhalb ſchuf man die juriſtiſche Perſon der Schule 
und dieſe ſtellte man als das eigentliche Rechtsſubject hin. Wie aber 
bereits erwähnt, iſt der Begriff der Schule in dem angegebenen 
vermögensrechtlichen Sinne gleichbedeutend mit dem Begriffe des 
Schullehrers von damals; dieſer war es ja, der aus den Einkünften 
der bezugsberechtigten Schule feinen Unterhalt beſtritt; er genoß dieſe Ein⸗ 
künfte factiſch. Es war daher auch gleichgiltig, ob man ſagte: die Schule 
habe das Bezugsrecht oder der Lehrer habe dasſelbe. Was iſt nun aus 
den beiden Begriffen Schule und Lehrer heutzutage geworden? Der 
erſtere iſt derſelbe geblieben; nicht aber auch der zweite. Soweit es 
ſich um die Functionen des Lehrers als ſolchem handelt, iſt allerdings 
der Lehrer von heute dasſelbe, was der Lehrer von vordem geweſen; 
aber der Lehrer von vordem war nicht bloß Lehrer, er war auch 
Organiſt, regens chori und Meßner. Die politiſche Schulverfaſſung 
vereinigte dieſe Functionen in der Perſon des Lehrers, um demſelben 
hiedurch Zuflüſſe zu ſichern, welche er als Lehrer allein nicht genoſſen 
haben würde. Der Lehrer war alſo zugleich auch ein Diener der 
Kirche und genoß gewiſſe Bezüge nur als ſolcher. 

Diefed Verhältniß nun hat ſich weſentlich verändert; der 
Lehrer von heute kann noch Chorregent oder Organiſt ſein, aber 
er muß es nicht ſein — Meßner darf er nicht mehr ſein, da ihm 
das Geſetz die Verſehung dieſer Functionen verbietet; der Begriff 
des Lehrers von heute iſt alſo ein weſentlich engerer, als der des 
Lehrers von vordem und deßhalb geht es nicht an, den Begriff der 
bezugsberechtigten Schule von damals, beziehungsweiſe des Lehrers 
im Sinne der politiſchen Schulverfaſſung mit dem Begriffe der 
Schule von heute oder des Lehrers im Sinne der neuen Schulgeſetze 
zu identificiren. Man kann alſo bei dem Fall mit der auf die Schule 
vinculirten Obligation nach der heutigen Bedeutung der Worte nicht 
ſagen: die Schule beſaß bisher das Bezugsrecht, fondern es kann 
nur geſagt werden: die Perſon, welche bisher Schullehrer, Meßner 
und Organiſt war, beſaß dieſes Recht bisher. Dies und nicht mehr 
geht aus dem Vinculum auf den Namen der Schule hervor; keines⸗ 
wegs aber tft hiedurch irgendwie erwieſen, daß der fragliche Bezug 
auch im heutigen Sinne zum Schuleinkommen gehöre, weil durch 
nichts erwieſen iſt, daß derſelbe ehedem dem Lehrer als ſolchem und 
daß er ihm nicht etwa als Meßner oder Organiſt gebührte. Die 
Frage alſo, welche der Entſcheidung zu Grunde zu legen iſt: ob 
der ſtrittige Bezug nämlich zum Schuleinkommen des Lehrers von 
früher gehörte, oder ob er demſelben als Entlohnung für von ihm 
verrichtete kirchliche Functionen zufloß, erſcheint durch die obener— 
wähnte Argumentation keineswegs gelöst, ſondern nur umgangen und 
es iſt klar, daß eine Argumentation, welche die entſcheidende Frage 
a priori bei Seite ſchafft, nicht als beweiswirkend betrachtet werden 
kann. Ganz dasſelbe ſcheint uns der Fall zu fein, wenn z B. aus 
dem bloßen Umſtande, daß der ſtrittige Bezug in den Schulfaſſionen 
aufgeführt erſcheint, ohne daß aus denſelben auch erſichtlich wäre, 


daß er zu dem Einkommen des Lehrers als ſolchem gehörte, auf den 
Beſit 15 Schule — im heutigen Sinne des Wortes — geſchloſſen 
wer e e ſtehen wir doch nicht an, die Anſicht auszufprechen, 
daß ſelbſt in Fällen, wo z. B. gar kein anderer Anhaltspunkt für 
ie Entſcheidung gegeben wäre, run 
11 15 95 157 wo z. B. aus den Schulfaſſionen wicht erſicht⸗ 
lich wäre, ob der ſtreitige Bezug zu den Schul⸗ oder Meßnerein⸗ 
nahmen gehörte, die Eutſcheidung im Allgemeinen inſolange zu Gunſten 
der Schule gefällt werden müſſe, als der gegentheilige Anſpruch nicht 
bewieſen wird; — und dies zwar aus einem doppelten Grunde: 
Zunächſt nämlich kann nicht geläugnet werden, daß die lehrämtlichen 
Functionen des Schulmeiſters von ehedem die beiden anderen an 
Wichtigkeit weit überragten; die beiden anderen Functionen — Meßner 
und Organiſt — waren lediglich Nebenbeſchäftigungen; man vereinigte 
ſie mit dem Schuldienſte, um dem Lehrer ein größeres Einkommen 
zu verſchaffen; der letztere verſah dieſe Functionen gewiſſermaßen 
nur, damit er die für den Lehrer nöthige Dotation habe. In dieſem 
Sinne gehörten eigentlich jene Nebenbezüge für kirchliche Dienft- 
leiſtungen von jeher zum Lehrereinkommen, und wenn dem Lehrer 
ſchon damals die Verſehung des Meßnerdienſtes unterſagt worden 
wäre — wie dies jetzt geſchah —, fo hätten ihm ohne Zweifel jene 
Bezüge trotzdem weiter verabreicht werden müſſen, aus demſelben 
Grunde, aus welchem z. B., wie wir unten ausführlicher erörtern 
werden, die Abgabe der Wetterläutgebühren trotz des Verbotes des 
Gewitterläutens aufrecht erhalten wurde — „weil die Gemeinden für 
die Erhaltung ihrer Schulleute zu ſorgen haben.“ Dieſemnach ſtreitet 
im Zweifel die Präfumtion für den Anſpruch der Schule und muß 
alſo der letztere ſolange als aufrecht beſtehend betrachtet werden, als 
das Gegentheil nicht bewieſen wurde. N 2 
Was nun die Form der Entſcheidung in derlei Fällen betrifft, 
ſo muß ſich gegenwärtig gehalten werden, daß dieſelbe ein richter⸗ 
liches Erkenntniß iſt, wodurch über den behaupteten Rechtsanſpruch 
einer Partei abgeſprochen wird; es wird daher eine derartige Ent⸗ 
ſcheidung auch ſtets in der Form eines richterlichen Erkenntniſſes zu 
fällen ſein. Das Erkenntniß wird demnach zu enthalten haben: die 
genaue Bezeichnung des Streitobjectes, die Bezeichnung der ſtreiten⸗ 
den Parteien, ſodann das Judicat ſelbſt und endlich die Entſcheidungs⸗ 
gründe. Die letzteren müſſen den Parteien ſtets hinausgegeben werden, denn 
hiedurch gerade wird am beſten conſtatirt, daß die Behörde in derlei 
Fällen nicht etwa willkürliche, oder lediglich durch die Rückſichtnahme 
auf das Jutereſſe der Verwaltung dictirte Verfügungen treffe, ſondern 
daß dieſelbe vielmehr als Richter nach Recht und Geſetz entſcheide. 
(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage, welche behördlichen Erläſſe ſich zur Publication für 
das Landesgeſetz⸗ und Verordnungsblatt eignen. 


Der böhmiſche Landesausſchuß hat an die Statthalterei die 
Anfrage geſtellt, ob und unter welchen Vorausſetzungen die Publici⸗ 
rung ſolcher Erläſſe desſelben an die autonomen Organe, welche eine 
beſtimmte Richtſchnur für die Behandlung einzelner Angelegenheiten 
enthalten oder womit denfelben in Verwaltungsangelegenheiten gleich⸗ 
lautende Aufträge ertheilt werden, durch das Landesgeſetz- und Der: 
ordnungsblatt für das Königreich Böhmen ſich als ausführbar dar⸗ 
ftellen würde. Hiebei hob jedoch der böhmiſche Landesausſchuß als 
Bedenken dagegen ſelbſt hervor, daß durch das Landesgeſetzblatt bis 
nun nur Verordnungen publicirt wurden, welche ſolchen Inhaltes 
waren, daß deren allgemeine alſo nicht für beſtimmte Organe und 
Perſonen berechnete Kenntniß geboten erſchien. 

Die Statthalterei theilte dieſes Bedenken des Landesausſchuſſes 
und vertrat die Anſicht, daß Erläſſe der Landesbehörden an ihre 
unterftellten Organe zur Regelung der Behandlung einzelner Ange- 
legenheiten und Verordnungen an autonome Organe über Verwal⸗ 
tungsangelegenheiten, die eben nur den internen Verkehr betreffen, 
zur Verlautbarung durch das Landesgeſetzblatt nicht geeignet find. 

Wegen der principiellen Eigenſchaft der Frage erbat ſich die 
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Statthalterei mit Bericht vom 8. März 1875 die Entſcheidung des 
Miniſteriums des Innern, welches unterm 25. April 1875, Zahl 
3969 der Statthalterei eröffnete, „daß die Erläſſe des Landesaus⸗ 
ſchuſſes, deren Inhalt nicht allgemein, ſondern nur beſtimmten Dr- 
ganen zur Kenntniß gebracht werden ſoll und die nur den internen 
Verkehr des Landesausſchuſſes mit den autonomen Organen betreffen. 
zur Verlautbarung durch das zur verbindenden Kundmachung der 
Landesgeſetze und Verordnungen der Landesbehörden beſtimmte Ge— 
ſetblatt für Böhmen ($ 1 des Geſetzes vom 15. Februar 1867, 
Nr. 13 L. G. Bl.) nicht geeignet erſcheinen“. 


Bemerkung des Einſenders: 


Ueber die Frage, welche Publicationen in das Landesgeſetzblatt, 
beziehungsweiſe in das frühere Landesgeſetz- und Regierungsblatt auf 
zunehmen find, enthielt zunächſt das kaiſ. Patent vom 4. März 1849, 
Nr. 153 R. G. Bl. im § 5 die Beſtimmung, daß das Landesge⸗ 
ſetz- und Regierungsblatt, abgeſehen von den im Reichsgeſetzblatte 
kundgemachten Geſetzen und Verordnungen zu enthalten habe „alle 
von den Landesbehörden erlaſſenen Verordnungen, Verfügungen und 
Belehrungen über öffentliche Angelegenheiten“. Gemäß § 9 des kaif. 


[Patentes vom 27. December 1852, Nr. 260 R G. Bl. waren in 


den zweiten Theil des Landes-Reg.-Bl. aufzunehmen, die von den 
Landesbehörden in ihrem Wirkungskreiſe erlaſſenen Anordnungen, Ver— 
fügungen Belehrungen in öffentlichen Angelegenheiten, ſoweit fie 
zur Verlautbarung geeignet waren, dann aber auch jene Erläſſe der 
Miniſterien oder oberſten Verwaltungsbehörden des Reiches, welche 
von dieſen zur Einſchaltung in die Landes⸗Regierungsblätter befonders 
bezeichnet wurden. Mit dem kaiſ. Patente vom 1. Jänner 1860, 
Nr. 3 Reichsgeſetzblatt wurde verordnet: daß die bisherigen Landes⸗ 
Regierungsblätter aufzuhören haben (§ 1) und daß die zur Verlaut— 
barung beſtimmten Verordnungen der Landesbehörden auf Veran— 
laſſung der politiſchen Landesſtelle in den Landesſprachen in Druck 
zu legen und nach Bedarf an die Behörden und Gemeinden zur ver 
theilen ſind (§ 4). Mit der kaiſ. Verordnung vom 17. Februar 1863, 
Nr. 19 R. G. Bl. wurde beſtimmt, daß rückſichtlich der Kund- 
machung der Landesgeſetze einſtweilen die ebenbezogenen Beſtimmungen 
in Betreff der Verordnungen der Landesbehörden in Anwendung zu 
kommen haben. In Böhmen iſt hierauf das Landesgeſetz vom 15. Fe⸗ 
bruar 1867, Nr. 13 L. G. Bl., betreffend die Kundmachung der 
Landesgeſetze und Verordnungen der Landesbehörden erfloſſen, aus 
deſſen Wortlaut zu folgern iſt, daß das gegenwärtig für Böhmen 
beſtehende Geſetzblatt „zur verbindenden Kundmachung der Landesge— 
ſetze und Verordnungen der Landesbehörden“ beſtimmt iſt. Zu er— 
wähnen iſt noch die Beſtimmung des § 43 der Landesordnung für 
Böhmen vom 26. Februar 1861, Nr. 20 R. G. Bl., wornach 
der Landesaasſchuß „nur in den ihm übertragenen Verwaltungsan⸗ 
gelegenheiten Kundmachungen erlaſſen darf“. Km. 


Die in einem Jagdpachtvertrage mit der Gemeinde vereinbarte 

Beſtimmung, daß ein durch eine beſtimmte Wildgattung (Kanin⸗ 

chen) verurſachter Wildſchaden nicht zu vergüten komme, kann 

den Wildſchadens-Erſatzanſprüchen der beſchädigten Grundbeſitzer 
nicht präjudiciren. 


Anton K. iſt ſeit zwei Jahrzehnten Pächter der Gemeindejagd 
W. Dieſe Jagd umfaßt ein Waldgebirge und Weingärten. Mehrere 
Weingartenbeſitzer der gedachten Gemeinde erhoben im Jahre 1874 
gegen Anton K. bei der politiſchen Behörde eine Klage auf Wild— 
ſchadenerſag. Anton K. entgegnete, daß der Jazdpachtvertrag die 
Beſtimmung enthalte: „ein etwa durch Kaninchen, welche nicht nur 
nicht gehegt werden, ſondern deren beliebige Vertilgung Jedermann 
freiſteht, entſtandener Schaden kommt nicht zu vergüten“, und daß 
im concreten Falle der Schaden einzig und allein von Kaninchen her— 
rühre. Anton K. fügte bei, daß allerdings die Kaninchen in den hier 
in Frage kommenden Weingärten und ſelbſt in feinen, des Geklagten, 
Wäldern ſehr ſchädlich auftreten, daß aber daran die Weingartenbe— 
ſitzer, welche in ihren Häuſern Kaninchen züchten uud dieſe ſich ver— 
laufen und wild werden laſſen, die eigentliche Schuld trügen. Sein 
Forſtperſonale, ſchließt Anton K., ſei angewieſen worden, die Kanin- 
chen ſchonungslos zu vertilgen. 

Die politiſche Bezirksbehörde ordnete unter Zuziehung von 


Sachverſtändigen und in Gegenwart der Intereſſirten eine Erhebung 
an Ort und Stelle an. Bei dieſer Commiſſion erklärte einer der 
Sachverſtändigen ganz beſtimmt, daß der vorhandene Schaden faſt 
überall von Kaninchen geſchehen ſei, was insbeſondere aus der Loſung 
und den Lagergruben, welche reichlich aufgefunden wurden, zu erkennen 
ſei, und zwar um ſo ſicherer, als von Feldhaſen, die übrigens auch 
vor Kaninchen zurückweichen, ſich keine Spur zeige. Beide Sach— 
verſtändige waren darüber einig, daß ein Theil des ſichtbaren 
Schadens vom Froſt, ſowie vom Hochwild herrühre. Die Sachver⸗ 
ſtändigen bewertheten den Schaden mit Berückſichtigung der ungün⸗ 
ſtigen Ernteausſichten und des durch den Froſt verurſachten Schadens 
bei 41 Weinbergsbeſitzern zufammen mit 39 Eimern Wein nach 
deſſen zehnjährigem Durchſchnittspreiſe, welchen die Gemeinde W. 
mit 6 ¼ fl. pr. Eimer bezifferte. Anton K. erachtete ſich zur Zahlung 
dieſes Schadens nicht für verpflichtet und berief ſich auf ſeinen 
Jagdpachtvertrag. Der anweſende Gemeindevorſteher von W. trug 
vor, daß dieſer Vertrag allerdings dieſe Ausnahmsbeſtimmung hin⸗ 
ſichtlich der Kaninchen enthalte, daß aber dagegen auch die Nichthe⸗ 
gung der Kaninchen und das freie Vertilgungsrecht für Jedermann 
ſtipulirt worden ſei. Jedoch habe Anton K. verboten, Kaninchen zu 
ſchießen und dieſelben mittelſt „Maxen“ und Schlingen zu fangen. 
Somit wären den Grundbeſitzern nur die nicht ausgiebigen Mittel 
des Vergiftens und Ausgrabens übrig geblieben. 


Die Bezirkshauptmannſchaft erkannte den Anton K. ſchuldig, 
den (namentlich aufgezählten) 41 Beſchädigten den angeſprochenen 
Erſatz mit im Ganzeu 39 Eimern Wein in natura oder in Geld 
mit 249 fl. zu leiſten und die Commiſſionskoſten zu zahlen, und 
zwar aus folgenden Gründen: „Es ſei conſtatirt, daß der Schaden 
von Kaninchen herrühre, dieſe ſeien aber mit Miniſtertalerlaß vom 
2. September 1862, 3 18.035, als Wild erklärt worden; ) die 
Gutsinhabung habe die contractliche Beſtimmung, daß jedermann 
die Vertilgung der Kaninchen freiſtehen ſolle, nicht eingehalten, 
indem den Weinbergsbeſitzern nicht geſtattet worden, jene zu ſchießen 
oder zu fangen, auch von Anton K. für die Vertilgung nicht gehörig 
Sorge getragen ſei; endlich ſei im vorigen Jahre ebenfalls der durch 
Kaninchen angerichtete Schaden erſetzt und dieſes Mal komme ein 
Theil des Schadens auf Hochwild.“ 


Gegen dieſes Erkentniß recurrirte Anton K. und fubſtanziirte 
ſeinen Recurs, wie nachſteht: Der unangefochtene, auch von der 
politiſchen Behörde genehmigte Jagdpachtvertrag ſpreche ihn von dem 
ihm angeſonnenen Schadenerſatze los Und wenn er auch das Schie⸗ 
ßen der Kaninchen und das Schlingenlegen verboten habe, ſo blieben 
doch genug andere Vertilgungsmittel, z. B. Ausräuchern, Ausgra⸗ 
ben, Legen von Fangeiſen u. |. we übrig. Das Schießen ſei wegen des 
Anlaſſes zu Wilddiebereien unterſagt. Das Schlingenlegen ſei von 
Seite der Weinbergsbeſitzer am Saume des Waldes beqerkſtellggt, 
wo denn auch Rehe und und Feldhaſen gefangen wurden. Deßhalb 
ſei auch das inhibirt worden. Es werde hervorgehoben, daß ſein, 
des Recurrenten, Forſtperſonale täglich mehrere Stunden mit Kanin⸗ 
chenverfolgung zugebracht habe. Wenn endlich im vorigen Jahre von 
ihm, dem Recurrenten Wildſchaden vergütet worden, ſo ſei dies 
„Schaden durch Hochwild“ geweſen, ein Schaden, den er aller— 
dings zu vergüten verpflichtet ſei, aber auch ſchon in dieſem Jahre, gleich 
wie im vorigen, effectiv vergütet habe. Dem allen nach müſſe das 
Erkenntniß der erſten Inſtanz behoben werden. 


Die Statthalterei als zweite Inſtanz beſtätigte zwar das Er⸗ 
kenntniß der politiſchen Bezirksbehörde, jedoch aus einem anderen 
Motiv: „weil nämlich die im Jagdpachtvertrage des Recurrenten 
mit der Gemeinde W. enthaltene Beſchränkung, betreffend die 
Nichtvergütung des durch Kaninchenwild verurſachten Schadens den 
im Geſetze begründeten Anſprüchen eines Beſchädigten nicht prä— 
judiciren könne.“ 


Nunmehr ergriff Anton K. den Miniſterialrecurs und ſuchte zu de⸗ 
ducireu, daß den, einen Jagdpachtvertrag ſchließenden Parteien frei⸗ 
ſtehen müſſe, auch oneroſe Beſtimmungen, wie z. B. die wegen Nicht⸗ 


) Das Geſetz über die Schonzeit des Wildes in Niederöſterreich — denn 
in dieſem Kronlande ſpielt obiger Fall — gibt dem Kaninchen keine Schonperiode. 
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vergütung eines Schadens, welcher durch eine oder die andere Wild— 
art geſchehe, zu vereinbaren. 

Indeſſen das k. k. Miniſterium des Innern gab unterm 
15. Mai 1875, 3. 4662, dem Recurſe aus dem von der Statt- 
halterei ausgeſprochenen Grunde keine Folge. E—e. 


Derordnung. 


Erlaß des k. k. Juſtizminiſteriums vom 24. Mai 1875, 3. 6719 an ſämmtliche k. k. 
Oberlandesgerichts-Praſidien und Oberſtaatsauwaltfchaften, betreffend die Mit- 
theilung der Auskunftstabellen über die Abgeurtheilten an die politiſchen Behörden. 


Nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 27. Juli 1871, R. G. B 
Nr. 88 haben die politiſchen Behörden in Betreff der aus der Haft tretenden 
Sträflinge die nöthigen polizeilichen Vorkehrungen zu treffen und die Abſchiebung 
oder Abſchaffung jener Sträflinge zu veranlaſſen, welche die Sicherheit der Perſon 
oder des Eigenthums gefährden. 

Wenn nun die politiſche Behörde erſt mit dem Ende der Strafzeit in die 
Lage geſetzt wird, die Erhebungen über die Verhältniſſe und namentlich über die 
Heimatszuftändigkeit der Abgeurtheilten beginnen zu können, fo hat dies für die 
letzteren in vielen Fällen eine Verlängerung ihrer Verwahrung über die Strafzeit 
hinaus zur Folge. 

Um dieſes mit dem Schuldſpruche nicht nothwendig verbundene Uebel von 
den Abgeurtheilten fern zu halten und um der aus der Art der weiteren Anhaltung 
entſtehenden Gefahr, daß die bei den Einzelnen allenfalls eingetretene beſſernde 
Wirkung der Strafe wieder aufgehoben werde, zu begegnen, iſt es nöthig, daß 
der politiſchen Behörde die Möglichkeit der Vornahme der für ihren Ausſpruch 
erforderlichen Erhebungen rechtzeitig geboten werde, ſo daß der Ausſpruch mit dem 
Ende der Strafe zuſammentreffen kann. 

Das Inſtizminiſterium findet ſich daher im Einverſtändniſſe mit dem Mi⸗ 
niſterium des Innern beſtimmt zu verfügen, daß die nach den beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften zu verfaſſenden Auskunftstabellen über die Abgeurtheilten von Seite der 
Gerichtshöfe rückſichtlich der Sträflinge, welche die Strafe bei Gericht verbüßen, 
gleich bei dem Antritt der Strafe und von Seite der Strafanſtalten rückſichtlich 
der an dieſelben eingelieferten Sträflinge mindeſtens ſechs Monate vor dem Ende 
der Strafzeit den in der Verordnung vom 8. Mär; 1853, R. G. Bl. Nr. 44 bes 
zeichneten politiſchen Behörden mit Beilegung der etwa vorhandenen, auf die Zu⸗ 
ſtändigkeit des Sträflings Bezug habenden Documente vorläufig zur Einſicht gegen 
ſofortige Rückſtellung mitgetheilt werden. 

Die definitive Uebergabe der mit der Bemerkung über das Verhalten des 
Sträflings während der Strafzeit verſehenen Auskunftstabellen hat wie bisher bei 
der Ablieferung der Sträflinge an die politiſche Behörde zu erfolgen. 

Hinſichtlich der bloß wegen Uebertretungen Verurtheilten bleiben die beſte⸗ 
henden Vorſchriften unberührt. 

Das k. k. Oberlandesgerichts⸗Präſidium (die k. k. Oberſtaatsanwaltſchaft) 
wird erſucht, die entſprechenden Weiſungen den unterſtehenden Gerichten (Straf: 
anſtalten) zu ertheilen. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Geologen der geologiſchen Reichsanſtalt Carl 
Maria Paul den Titel eines Bergrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberförſter Johann Ritter v. Schindler in 
Hall den Titel eines Viceforſtmeiſters verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten Joſeph Schubert zum 
Rechnungsrathe bei der Finanz-⸗Landes-Direction in Brünn ernannt. 


Erledigungen. 


Zwei Forſtaſſiſtenten bei der Forſt⸗ und Domänendirection in Wien mit der 
eilften Nangsclaffe, eventuell zwei Elevenſtellen mit 400 bis 600 fl. Adjutum, bis 
10. Juli 1875. (Amtsbl. Nr. 141.) 

Zollverwaltersſtelle in Paſſan mit der neunten Rangsclaſſe, eventuell eine 
Zollbedienſtung mit der zehnten und eilften Rangsclaſſe in Oberöſterreich, bis 
15. Juli 1875. (Amtsbl. Nr. 141.) 

Forſtingenieurs-Adjunctenſtelle in Gmunden mit der zehnten Rangsclaſſe, 
bis 18. Juli 1875. (Amtsbl. Nr. 143.) 

Bezirkshauptmannsſtelle in Böhmen mit der ſiebenten Rangsclaſſe, bis 
30. Juni 1875. (Amtsbl. Nr. 143.) \ 

Controlorsſtelle bei dem Oekonomate der nied.⸗öſterr. Finanzlandesdirection 
mit der zehnten Rangsclaſſe, bis 20. Juli 1875. (Amtsbl. Nr. 148.) . 

Forſttechniſche Dienſtſtellen in der Bukowina und zwar: Forſteommiſſärsſtelle 
mit der neunten Rangsclaſſe, Forſtadjunctenſtelle mit der zehnten Rangsclaſſe, Zwei 
Forſtwartſtellen mit 400 fl. Gehalt und 100 fl. Activitäkszulage, bis 5. Juli 1875. 
(Amtsbl. Nr. 145.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſto ri. 


